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HESSISCHER LANDTAG

Kleine Anfrage

Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten) und Dr. h. c. Jorg-Uwe Hahn (Freie Demokraten)
vom 23.08.2023

Drohschreiben gegen Moscheegemeinden in Hessen

und
Antwort

Minister des Innern und fiir Sport

Vorbemerkung Fragesteller:

Antimuslimischer Rassismus bzw. Muslimfeindlichkeit ist ein in Deutschland weit verbreitetes Phdnomen. So
weist bspw. der Unabhéngige Expertenkreis gegen Muslimfeindlichkeit in seinem im Juli vorgestellten Ab-
schlussbericht darauf hin, dass jeder zweite Deutsche muslimfeindlichen Aussagen zustimmt. Auch in Hessen
ist spétestens seit den NSU-Morden und dem Anschlag in Hanau klar, dass Muslimfeindlichkeit eine massive
Bedrohung fiir Muslime und muslimisch gewesene Menschen in Hessen darstellt. Muslimfeindlichkeit und
daraus folgende Bedrohungen und Gewalttaten sind aber auch eine Bedrohung unserer liberalen Gesellschaft
als Ganzes, denn die positive Religionsfreiheit ist ein Grundrecht, das es zu schiitzen und zu sichern gilt. Staat
und Gesellschaft miissen gemeinsam dafiir einstehen, dass alle Menschen frei von Gewaltandrohungen oder gar
Gewaltausiibung ihren Glauben leben kénnen. In den letzten Tagen wurde in verschiedenen Medien dariiber
berichtet, dass Moscheegemeinden in Hessen Drohbriefe erhalten haben, die unter anderem Bezug auf den
rassistischen Anschlag in Hanau nehmen.

Vorbemerkung Minister des Innern und fiir Sport:

Seit Anfang August 2023 wird in den Medien iiber versandte Drohbriefe an Moscheen im gesam-
ten Bundesgebiet berichtet. Fiir Hessen kann vorab ausgefiihrt werden, dass dies kein grundsétz-
lich neues Phianomen darstellt, sondern in den Vorjahren bereits vereinzelte strafrechtlich
relevante Schreiben, welche zuvor bei muslimischen Gemeinden eingegangen sind, bei der
Hessischen Polizei zur Anzeige gebracht wurden.

Diese Art von Schreiben sind stets einzeln zu betrachten, da sie sich in Form, Schreibweise und
Empfiangerkreis teilweise stark voneinander unterscheiden konnen. Inhaltlich wie auch vom
Modus Operandi lassen die jiingsten dieser Schreiben seit August 2023 derzeit nicht auf ein und
denselben Absender schliefen.

Grundsétzlich wird jedes Drohschreiben, das der Polizei gemeldet wird, im Detail bewertet. Je
nach Charakter der Bedrohung werden die erforderlichen polizeilichen Mafinahmen ergriffen.
Das Hessische Landeskriminalamt (HLKA) steht diesbeziiglich in stindigem Austausch mit den
Polizeiprasidien.

Unabhingig konkreter Ermittlungsschritte tritt die Hessische Polizei mit den betroffenen Personen
und Stellen in Kontakt, um sie eingehend zu beraten sowie iiber die aktuellen Sachstinde der
Ermittlungen, soweit moglich, zu informieren. Der direkte Austausch mit den Betroffenen ist der
Hessischen Polizei von zentraler Bedeutung und die Sorgen und Angste werden sehr ernst ge-
nommen. Die Hessische Polizei steht hier grundsitzlich in einem vertrauensvollen Austausch mit
den Betroffenen. Nicht nur der im HLKA angesiedelte Landesmigrationsbeauftragte steht allen
muslimischen Gemeinden in Hessen als Ansprechpartner zur Verfiigung, sondern auch die
Migrationsbeauftragten der ortlich zustindigen hessischen Polizeibehdrden. Diese unterstiitzen
als regionale Ansprechstellen vor Ort den Kontakt und die Verbindung zu u. a. den muslimischen
Gemeinden dauerhaft.

Erginzend wird darauf hingewiesen, dass offentlich kommunizierte Sachverhalte {iber Droh-
schreiben auch immer Nachahmer provozieren konnen. Aus diesem Grund muss eine Information
der Offentlichkeit stets im Rahmen einer Einzelfallbewertung entsprechend bewertet bzw. abge-
wogen werden.
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Die Fragestellung 1 und 2 der Kleinen Anfrage werden so verstanden, dass die Fragesteller Aus-
kunft tiber Drohschreiben begehren, die der politisch motivierten Kriminalitit zuzuordnen sind.
Die Datengrundlage fiir die Beantwortung der Kleinen Anfrage bilden deshalb ausschlieflich die
dem Hessischen Landeskriminalamt durch die hessischen Polizeidienststellen {ibermittelten Straf-
tatenmeldungen im Rahmen des Kriminalpolizeilichen Meldedienstes in Féllen der Politisch
motivierten Kriminalitdt (KPMD-PMK).

Der bundesweit festgelegte Erhebungsstichtag ist jeweils der 31.01. des Folgejahres. Das heift,
fiir das Jahr 2023 ist dies der 31.01.2024. Im Nachgang des 31.01.2024 erfolgt zudem ein finaler
Abgleich der gesamten gemeldeten Straftaten im KPMD-PMK mit sowohl dem Bundeskriminal-
amt als auch dem Landesamt fiir Verfassungsschutz (LfV) Hessen. Erst nach diesbeziiglicher
Abstimmung und der damit verbundenen statistischen Aufbereitung des Bereichs der Politisch
motivierten Kriminalitdt (PMK) liegen abschlieBende Zahlen fiir die angefragten Zeitrdume vor
und eine valide und aussagekréftige Beantwortung kann erfolgen.

Als Auswerteparameter wurde hier das im KPMD-PMK bundesweit mit dem Jahr 2019 einge-
fiihrte Angriffsziel ,,Religionsgemeinschaft/Moschee* mit sowohl dem Tatmittel ,,Sonstiges Tat-
mittel/Schreiben/Brief“ als auch dem Tatmittel , Informationstechnik/Direktnachricht Internet
fiir die Jahre 2019 bis 2022 verwendet. In einem weiteren Schritt erfolgte eine hindische Aus-
wertung der Félle bzgl. Drohschreiben zum Nachteil von Moscheen bzw. Moscheegemeinden.
Aufgrund fehlender Erfassungsparameter fiir die Vorjahre kann zum Jahr 2018 keine automati-
sierte systemische Auswertung erfolgen.

Erginzend wird auf die Beantwortung der Kleinen Anfrage, Drucks. 20/11477 verwiesen.

Diese Vorbemerkungen vorangestellt, beantworte ich die Kleine Anfrage im Einvernehmen mit
dem Minister der Justiz wie folgt:

Frage 1. Wie viele Drohschreiben haben Moscheegemeinden in Hessen nach Kenntnis der Landesregierung
seit 2018 erhalten?

Frage 2. Wie viele Ermittlungsverfahren wurden seit 2018 eingeleitet und abgeschlossen? Bitte aufschliisseln
nach Gemeinden, Jahren und Ausgang des Ermittlungsverfahrens.

Die Fragen 1 und 2 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet.
Zur Beantwortung wird auf die Anlage Bezug genommen.

Frage 3. Wie schétzt die Landesregierung das Gefahrdungspotenzial der aktuellen Drohschreiben ein?

Frage 4. Wie groB ist das Gefahrdungspotenzial mit Blick auf Moscheegemeinden und weitere muslimische
Institutionen in Hessen insgesamt?

Aufgrund des Sachzusammenhangs werden die Fragen 3 und 4 gemeinsam beantwortet.

In Bezug auf alle aktuell bekannt gewordenen Schreiben ist nach derzeitiger Einschétzung keine
konkrete Gefahrdungsrelevanz fiir den betroffenen Adressatenkreis und/oder Personen, die diese
Einrichtungen besuchen oder fiir diese Einrichtungen in besonderer Verantwortung bzw. in be-
sonderem Blickpunkt stehen, festzustellen.

Frage 5.  Auf welchen Quellen beruht die unter Frage 4 gegebene Einschitzung?

Eine Einschitzung des Gefdhrdungspotenzials erfolgt unter Beriicksichtigung der Kasuistik zu
jedem Drohschreiben individuell. Hierzu werden die Schreiben ausgewertet, in Einzelfdllen auch
unter Hinzuziehen weiterer spezialisierter Stellen, wie z. B. das Zentrum fiir polizeipsychologi-
sche Dienste und Services (ZPD).

Frage 6. Inwiefern wurden in den letzten Jahren in Kooperation mit Moscheegemeinden oder anderen
muslimischen Institutionen Sicherheitskonzepte erarbeitet und umgesetzt?

Nach dem Anschlag von Hanau 2020 wurde der polizeiliche Opferschutz in groBeren Gefahren-
und Schadenslagen weiter ausgebaut und entsprechend so vorstrukturiert, dass im Einzelfall ein
ziigiger Kontakt zwischen Polizei und Geschidigten gewéhrleistet werden kann. Hierfiir wurde
im ersten Schritt eine Rahmenkonzeption fiir die Sicherung muslimischer Einrichtungen durch
das Hessische Landeskriminalamt erstellt. Das Konzept beinhaltet u. a. die Herstellung eines
Grundschutzes gegen schnelles Eindringen in die Gebdude, die Mdglichkeit einer Alarmauslésung
und die Sensibilisierung der Verantwortlichen sowie Nutzerinnen und Nutzer dieser Einrichtungen
hinsichtlich eines addquaten Sicherheits- und Gefahrenbewusstseins.
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In einem zweiten Schritt wurde den Vertreterinnen und Vertretern hessischer Moscheeorganisa-
tionen und islamischer Einrichtungen das Angebot unterbreitet, die Moscheegebdude/Liegen-
schaften wéhrend eines gemeinsamen Ortstermins beziiglich Schwachstellen zu begutachten und
individuelle Sicherungsvorschlidge zu entwickeln.

Dieses Angebot besteht nach wie vor und ist den Verantwortlichen der Moscheen und Moschee-
vereinen durch den Austausch mit den polizeilichen Migrationsbeauftragten, den zustidndigen
Schutzleuten vor Ort sowie den Dienststellenleitungen grundsatzlich bekannt.

Frage 7. Inwiefern sieht die Landesregierung die Notwendigkeit einer kontinuierlichen Zusammenarbeit
zwischen Polizei und Moscheegemeinden?

Die Notwendigkeit einer kontinuierlichen Zusammenarbeit zwischen insbesondere der Polizei und
Moscheegemeinden wurde fiir Hessen bereits vor Jahren erkannt. Als Resultat wurden in jedem
hessischen Polizeiprasidium Migrationsbeauftragte eingestellt und mit der Aufgabe betraut, u. a.
Moscheegemeinden zu beraten und zu betreuen.

Erginzend wird auf die Vorbemerkung verwiesen

Frage 8.  Welche Schritte unternahmen die Sicherheitsbehérden, als sie von den neuerlichen Drohschreiben
Kenntnis erhielten?

Im Falle des Bekanntwerdens von strafrechtlich relevanten und/oder potentiell gefdhrdungs-
relevanten Sachverhalten zum Nachteil von Personen, Institutionen, Objekten, Einrichtungen etc.
werden die erforderlichen und rechtlich moglichen strafprozessualen und gefahrenabwehrrecht-
lichen MaBnahmen durch die Polizei durchgefiihrt.

Auf Seiten der Gefahrenabwehr werden grundsitzlich einzelfallbezogene Gefahrdungsbewertun-
gen, ggf. unter Einbeziehung des HLKA, durch die Polizeiprisidien durchgefiihrt. Erforderliche
MaBnahmen werden gepriift und im Bedarfsfall eingeleitet. Hierzu gehéren neben der Priifung
von moglichen SchutzmaBnahmen u. a. auch die Sensibilisierung der eingesetzten Kréfte sowie
das Angebot von Sicherheits- und Verhaltensberatungen der betroffenen Einrichtungen und/oder
Personen, Schwachstellenanalysen, Angebote von sicherungstechnischen Beratungen von
Objekten/Einrichtungen und Gefdhrdeten- bzw. Gefidhrderansprachen.

Dies trifft auch auf die polizeiliche Befassung bei entsprechenden Drohsachverhalten gegen
Moscheen und Moscheevereine zu.

Den betroffenen Moscheen und Moscheevereinen wurden und werden im Rahmen von Sicher-
heits- und Verhaltensgesprachen neben der Vermittlung der Gefihrdungsbewertung auch Hin-
weise auf Moglichkeiten zum Selbstschutz gegeben und im Bedarfsfall die Beratungsmdoglich-
keiten der Polizei erortert.

Diese Moglichkeiten sind den Moscheen und Moscheevereinen insbesondere durch den lang-
jahrigen Austausch mit den Migrationsbeauftragten der Polizeiprasidien, die in der Regel auch
als Ansprechpartner fiir Moscheen und Moscheevereine fungieren, bereits grundsitzlich bekannt.
Durch die langjéhrige Arbeit der Migrationsbeauftragten sind die Moscheen und Moscheevereine
bereits iiber sowohl die Rolle der Staatsanwaltschaft als auch der Polizei im Strafverfahren und
die rechtlichen Méglichkeiten im Fall, dass Moscheen oder Moscheevereine bzw. deren Verant-
wortliche oder Mitglieder Opfer einer Straftat werden, grundsitzlich informiert. Dies schlieBt die
Vermittlung der Rechte in einem Strafverfahren mit ein.

Die Drohschreiben gegen Moscheegemeinden wurden im Rahmen der 31. Sitzung des Hessischen
Extremismus- und Terrorabwehrzentrum am 05.09.2023 erdrtert.

Das LfV Hessen ist beziiglich der neuerlichen Drohschreiben gegen Moscheegemeinden im Aus-
tausch mit dem Hessischen Landeskriminalamt sowie den Verfassungsschutzbehorden der Lander
und des Bundes.

Erginzend wird auf die Vorbemerkung verwiesen.
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Frage 9. Welche Unterstiitzungsmoglichkeiten iiber die strafrechtliche Verfolgung hinaus wurde den be-
troffenen Moscheegemeinden vonseiten der Landesregierung angeboten?

Frage 10. Welche MaBinahmen hat die Landesregierung seit Beginn der Legislaturperiode im Bereich Kampf
gegen Muslimfeindlichkeit unternommen bzw. unterstiitzt?

Aufgrund des Sachzusammenhangs werden die Fragen 9 und 10 gemeinsam beantwortet.

Die Landesregierung stellt sich entschlossen gegen jedwede Form demokratiefeindlicher Bestre-
bungen und des Extremismus sowie gegen Muslimfeindlichkeit. Zusatzlich zur nachhaltigen
Starkung der Sicherheitsbehdrden und Unterstiitzung von Sicherheitspartnern begegnet die
Landesregierung Extremismus und Muslimfeindlichkeit auch mit einem breit geficherten Pri-
ventionsangebot. Das unter der Verantwortung des Ministeriums des Innern und fiir Sport
(HMdIS) im Jahr 2013 eingerichtete Hessische Informations- und Kompetenzzentrum gegen
Extremismus (HKE) koordiniert und vernetzt die landesweiten Bemithungen zur Privention und
Intervention gegen verfassungsfeindliche Bestrebungen aus allen Bereichen des Extremismus.
Aufgabe des HKE ist auch die Umsetzung des sich mittlerweile in der zweiten Forderperiode
befindlichen Landesprogramms , Hessen - aktiv fiir Demokratie und gegen Extremismus®, um
die Projektarbeit und Forderlandschaft im Bereich der Extremismusprivention in Hessen nach-
haltig fortzuentwickeln und somit wirkungsvoll zu verstetigen. Dazu gehoren auch vielfdltige
MaBnahmen gegen Muslimfeindlichkeit bzw. antimuslimische Gewalt. Mehr als 120 geforderte
MaBnahmen staatlicher und zivilgesellschaftlicher Triger richten sich sowohl an Einzelpersonen,
Schulen, Vereine, Kommunen als auch an Hochschulen und Universititen. Inhaltlich umfassen
diese Angebote allgemeine Projekte zur Stirkung von Toleranz-, Empathie-, Diskurs- und De-
mokratiefahigkeit sowie auch Beratungsangebote fiir Betroffene von antimuslimischer Gewalt.
Dariiber hinaus werden spezifische Angebote in Form fallbezogener Beratungsgespriache fiir
Angehorige, das soziale Umfeld von Radikalisierten sowie fiir die Arbeit mit Radikalisierten
selbst gefordert. Um diesen Bedarfen auch im Haushalt 2023/2024 Rechnung zu tragen, stehen
mit ca. elf Mio. € jahrlich umfangreiche Mittel zur Verfiigung.

Im Rahmen seiner Priventionsarbeit bietet das LfV Hessen zu sdmtlichen extremistischen Phino-
menbereichen Fortbildungen an, bei denen es iiber Ideologiemerkmale, Erscheinungsformen,
(Verschworungs-) Narrative, Strategien sowie Anhaltspunkte fiir Radikalisierung informiert.

In den Priventionsveranstaltungen des LfV Hessen spielt das Thema Muslimfeindlichkeit selbst-
verstdndlich immer auch eine Rolle.

Wiesbaden, 21. Dezember 2023
Peter Beuth

Anlage



0diS ¢ 'sqv 04T

§ gewas 3un|jaisull UIeN UassaypJoN dd [@sse) | T¢0C'01°80 €
0diS ¢ 'sqv 04T

§ gewasd 3un||aisull er U9ssayIsaM dd Yoequapall | 0¢0Z'¥0°90 4
1jeyosyemuesieels
ayasissayJagne

ue 13n4dAQY UIBN | UlElN We Jnjjueld dd | UleN we Jnpjuely | 6T0C°LO'TT T

(39313
suaJyejsanssunjiyiwiag sa3nyoepianies) winipiseadiazijod vojel wmepzer | “IN PR
sap puels T sa8ipuelisnz
HEPRD
T 93ejuy

687 11/0C W)



	11489
	Kleine Anfrage
	Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten) und Dr. h. c. Jörg-Uwe Hahn (Freie Demokraten) vom 23.08.2023
	Drohschreiben gegen Moscheegemeinden in Hessen
	und

	Antwort
	Minister des Innern und für Sport
	Vorbemerkung Fragesteller:
	Vorbemerkung Minister des Innern und für Sport:


	HESSISCHER LANDTAG

	11489_anl

